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Präuumeration auf die „Oeſterreichiſche Zeitſchrift für Verwaltung“ für das Jahr 1878. 

Mit 1. Januar 1878 beginnt ein neues Abonnement auf dieſe Zeitſchrift, der als Beilage die Erkeuntniſſe des k. k. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben werden. Nachdem die Entſcheidungen des k. k. Verwaltungs⸗ 
gerichtshofes einen fo beträchtlichen Umfang angenommen haben les dürften mindeftens 30 Druckbogen derſelben im 
Jahre erſcheinen), find wir in die Nothwendigkeit verſetzt worden, den Pränumerationspreis für dieſelben von 1 fl. jähr⸗ 
lich auf 2 fl. jährlich zu erhöhen. Es beträgt demnach für das Jahr 1878 das Jahres⸗Abonnement für die Zeitſchrift mit der Beilage 
der Erkeuntuniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes 6 fl. — 12 Mark, für die Zeitſchrift allein ohne die Beilage wie feither 4 fl. — 
8 Mark oder 1 fl. — 2 Mark pro Quartal. Um in der Zuſendung keine Unterbrechung eintreten laſſen zu müſſen, erlauben wir uns 
die Bitte um gef. rechtzeitige Erneuerung des Abonnements und zwar durch Poſtanweiſung. Dabei wolle ausdrücklich angegeben werden, ob 
das Blatt mit oder ohne Beilage „Erkenntniſſe des Verwaltungsgerichtshofes“ erwünſcht iſt. ; 


und ſomit auch von einer Anerkennung oder Regelung des Vereinsrechtes 

Inhalt. itt in allen dieſen Geſetzen keine Spur. Der Ausbau der Geſetzgebung 

blieb der Arbeit der neu geſchaffenen Vertretungskörper überlaſſen und fo 

Studien zum öſterreichiſchen Vereins⸗ und Verfammlungsrechte. kann es uns nicht Wunder nehmen, daß bei den unfertigen Verfaſſungsver⸗ 

Von Dr. Karl Hugelmann. XII. Beiträge zur Geſchichte des Vereins⸗ hältniſſen und der überwältigenden Maſſe ſtaatlicher Aufgaben die Reform 

rechtes mit beſonderer Beziehung auf die politiſchen Vereine. (Schluß.) der Vereinsgeſetzgebung erſt nach ſechs Jahren ihre Vollendung fand. 

Mittheilungen aus der Praxis: 1 5 hatte 175 1 * e ke in he erſten Seſſion 

2 9 85 dan Eines enfammelt verschiebe üftigt, nicht minder in der zweiten; allein es bedurfte eines großen 

ee und 9 155 zu I freien Werserten Lrforberniß der Bee ſtaatlichen Umſchwungs, des vorläufigen Abſchluſſes der Verfaſſungsfragen 

migung der Betriebsanlage bei einem ſolchen Gewerbe. durch den Ausgleich mit Ungarn, ehe in der vierten Seſſion (der erſten 

In Bezug auf den Handel mit altem Metallgeräthe (8 16 P. 12 Gew.⸗Ord.) der zweiten Sitzungsperiode) die Vollendung des legislativen Werkes 
kann ein Unterſchied zwiſchen altem unbrauchbaren (3. B. nur als Roheiſen gelang. i 

zu verhandelnden alten Eiſen) und altem noch brauchbaren Metall⸗Geräthe Als der Reichsrath ſich im Jahre 1861 zu ſeiner erſten Seſſion 

e be ene ehen. und kommt jeder olcher Handel als conceſſionirtes verſammelt hatte, wurde ihm am 11. Mai in feierlicher Weiſe eine 

8 Reihe von Regierungsvorlagen in Ausſicht geſtellt, welche das Arbeits⸗ 

programm der Seſſion bilden ſollten. Mehrere dieſer Vorlagen berührten 

auch den von den Principien des Liberalismus geforderten Kanon poli⸗ 

tiſcher Rechte, von einer Reform des Vereinsgeſetzes war aber in den⸗ 

ſelben keine Rede; dieſe Frage ward durch die Initiative des Abgeord⸗ 

netenhauſes in Fluß gebracht. 

Am 11. Juni gelangte der Antrag von Mühlfeld und Genoſſen 
zur erſten Leſung, Ausſchüſſe zur Berathung von Geſetzentwürfen über 
das Vereins⸗ und Verſammlungsrecht, den Schutz der Freiheit der Per⸗ 
fon, des Hausrechtes und des Brieſgeheimniſſes, die Freiheit der Wiſſen⸗ 
ſchaft und ihrer Lehre und über die Stellung der verſchiedenen Religions⸗ 
genoſſenſchaften einzuſetzen. Nach lebhaftem Kampfe über die Competenz⸗ 
frage wurde die formale Entſcheidung am 25. Juni in der Art getroffen, 
daß die Feſtſtellung der Geſetzentwürfe über das Vereins⸗ und Verſamm⸗ 
lungsrecht, ſowie über den Schutz der perſönlichen Freiheit, des Hausrechtes 
und des Briefgeheimniſſes an einen Ausſchuß gewieſen wurde, während 
für alle die Schul⸗ und Religionsangelegenheiten berührenden Gegenſtände 
zwei ſtändige Commiſſionen in's Leben treten ſollten. Dieſer Verkoppelung 
des Vereins⸗ und Verſammlungsrechtes mit anderen Fragen iſt es viel⸗ 
leicht zuzuſchreiben, daß der Ausſchuß, welcher die Geſetzentwürfe über 
den Schutz der perſönlichen Freiheit, des Hausrechtes und des Brief⸗ 
geheimniſſes zur Vorlage an das Haus brachte, ein äußerlich erkennbares 
Reſultat ſeiner Thätigkeit bezüglich des Vereinsrechtes in den Druck⸗ 


Perſonalien. 
Erledigungen. 
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Studien zum öſterreichiſchen Bereins- und Berfamm- 
lungsrechte. 
Von Dr. Karl Hugelmann. 
XII. 
Beiträge zur Geſchichte des Vereinsrechtes mit beſonderer Beziehung auf 
die politiſchen Vereine. 


(Schluß.) 


An dem geſchilderten Rechtszuſtande wurde aber auch nichts ge⸗ 
ändert, als 1860 und 1861 conſtitutionelle Einrichtungen wieder in's 
Leben treten ſollten. Weder das Detober-Diplom noch die Februar⸗Patente 
haben fi) auf andere Gebiete als jenes der Gliederung der Staatsge⸗ 
walten, der Organiſirung der Volksvertretung erſtreckt, von Grundrechten 
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ſchriften der erſten Seſſion nicht hinterlaſſen hat 2). Allein auch der in der bezeichnet worden war, daß das Vereinsrecht nicht durch Aufnahme von 
zweiten Seſſion auf Giskra's Antrag zur Reviſion des Vereins⸗ und Grundrechten in die Verfaſſung ſelbſt ſeine Anerkennung gefunden 
Verſammlungsrechtes gewählte Ausſchuß hatte nicht viel mehr Glück hatte, ſo lag, nachdem man im Jahre 1867 die Regelung des Vereins⸗ 
mit feiner Arbeit, obwohl er ſich lediglich mit dieſer einen Frage zu rechtes unabhängig von der Verfaſſungsreviſion vorgenommen hatte, 
befaſſen hatte. Wohl wurde in der Sitzung vom 18. December 1863, die Veranlaſſung, ja man möchte beinahe ſagen die Verpflichtung, 
nachdem Dr. Rechbauer am 30. November über den Fortgang der unendlich nahe, das Vereinsrecht wenigſtens nachträglich unter den der 
Berathungen interpellirt hatte, ſchließlich der Ausſchußbericht vertheilt, Verfaſſung zuerkannten Schutz zu ſtellen. Dies iſt geſchehen oder ſollte 
eine Verhandlung über denſelben fand aber, da die Seſſion am 15. geſchehen, indem in das Staatsgrundgeſetz über die allgemeinen Rechte 
Februar 1864 geſchloſſen wurde, nicht mehr ſtatt. Die dritte Seſſion der Staatsbürger der § 12 Eingang fand, welcher den öſterreichiſchen 
(1864/1865), die unfruchtbarſte von allen, hat ſich mit dem Vereins- Staatsbürgern das Recht zuſpricht, „ſich zu verſammeln und Vereine 
rechte gar nicht beſchäftigt, ſo daß die Frage als Erbſtück dem nach zu bilden“, und die Regelung der Ausübung dieſer Rechte als Aufgabe 
der Siſtirungsperiode neugewählten Abgeordnetenhauſe zufiel. beſonderer Geſetze erklärt. Dadurch iſt das Vereinsgeſetz allerdings nicht 
Der Abgeordnete Dr. van der Straß übernahm es diesmal, die | jo hoch geſtellt, als die in jeder Beziehung glücklicheren Kinder des 
Sache anzuregen. Der am 10. Juli 1867 conſtituirte Ausſchuß erhielt | Mühlfeld'ſchen Antrages von 1861, die Geſetze zum Schutze der perſön⸗ 
zunächſt die Miſſion, die in der zweiten Seſſion der erſten Wahlperiode lichen Freiheit und des Hausrechts, welche ausdrücklich als Beſtandtheile 
ausgearbeiteten Entwürfe in Berathung zu ziehen; als aber ſechs Tage des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger 
ſpäter die Regierung ebenfalls die Initiative ergriff, wurden ihm auch erklärt ſind. Es entbehrt das Vereins- wie das Verſammlungsgeſetz 
die von letzterer eingebrachten Vorlagen zur Erledigung zugewieſen jener Garantien gegen wechſelvolle Abänderungen, welche grundgeſetzlichen 
und ſo ſeine Stellung weſentlich verändert. Der in der zweiten Seſſion Beſtimmungen zukommen, aber erſtens iſt gewonnen, daß es ſeither 
geſchaffene Entwurf unterſchied ſich von der Regierungsvorlage in als eines jener verſaſſungsmäßig gewährleiſteten politiſchen Rechte gilt, 
durchgreifender Weiſe, erſterer umfaßte nämlich das geſammte Vereins⸗ zu deren Schutze das Reichsgericht berufen iſt, und zweitens, daß die 
recht, letzterer ſchloß alle auf Gewinn berechneten Vereine von der Verordnungsgewalt auf dieſem Gebiete mehr als ſonſt eingeſchränkt iſt, 
Anwendung des allgemeinen Vereinsgeſetzes aus. Der Regierungsſtand⸗ denn nur durch Geſetz, nicht durch Verordnung ſoll nach dieſer 
punkt trug nun im Ausſchuſſe rückſichtlich dieſer Frage entſchieden den Sieg verfaſſungsmäßigen Directive das Vereinsrecht geregelt werden. 
davon, denn der Wunſch war zu mächtig, wenigſtens die Mehrzahl der Um das hiſtoriſche Bild zu vervollſtändigen, müſſen wir nun noch 
Vereine von einer Reihe geſetzlicher Beſchränkungen zu befreien und die den weſentlichen Inhalt der die politiſchen Vereine berührenden Beſtim⸗ 
bisher verpönten politischen Vereine überhaupt möglich zu machen, als mungen des Vereinsgeſetzes von 1867 an dieſer Stelle kurz zu⸗ 
daß man ſich nicht jeder Conceſſion in dieſer Richtung raſch 10 9 ſammenfaſſen. : 
d ĩ ⸗ ß et Wir haben in dieſer Beziehung zu unterſcheiden. Die politiſchen 
der inen Anfechtung; die durch zwei e ae Vereine 117 zunächſt den Allem en Beſtimmungen des erſten und 
(23. und 24. Juli) hingezogene Debatte ward durch eine andere Be⸗ dritten Abſchnittes des Geſetzes unterworfen, ſodann finden aber auf 


ſtimmung hervorgerufen, und zwar gerade durch eine ſolche, welche aus .. 8 5 > 5 bſchnittes 
dem früheren Entwurfe in die Regierungsvorlage und in den Ausſchuß⸗ | 8 r eierfiingen "bes" nroetert STojäjit, 


antrag übergegangen war, nämlich das Verbot von Vereinen wegen von m , 5 

der Landesstelle behaupteter Staatsgefährlichkeit. Aus einer Ben Was r r en een erſteren 175 betrifft, a wollen 
ſpruchsvollen Abſtimmung iſt die jetzige Faſſung hervorgegangen, welche Wir, nachdem wir die meiften derſelben ſchon in den früheren Nummern 
das Moment der Staatsgefährlichkeit neben jenem der Geſetz⸗ und eingehend erörtert, nur Einiges hervorheben. Mehreren dieſer allgemei⸗ 
Rechtswidrigkeit als ein Hinderniß der Vereinsbildung hinſtellt; es war nen Normen hat entſchieden die Rückſicht auf die politiſchen Vereine 
eine ſchwache Majorität, welche am erſten Tage im Eingange des als maßgebend vorgeſchwebt. Daß jede Vereinsbildung wegen der 
Geſetzes das Wort „ſtaatsgefährlich“ ſtrich, und eine nicht ſtärkere, Staatsgefährlichkeit des Zweckes oder der Einrichtungen unterſagt, daß 
welche am zweiten das Wort an einer anderen Stelle wieder zu Ehren die Auflöſung wegen des ſtaatsgeſährlichen Charakters der Thätigkeit 


5 5 en ; N ; verfügt werden kann, iſt eine von den Befürchtungen vor den politiſchen 
Ach Ber N ee eee een Vereinen eingegebene Vorſicht; die Annahme, daß Vereine ſich verſucht 
Zum erſten Male trat nun der Entwurf des Vereinsgeſetzes fühlen könnten, ſich in einem Zweige der Geſetzgebung oder Executiv⸗ 
über die Schwelle des Herrenhauſes; es verließ dasſelbe nach unver- gewalt eine Autorität anzumaßen, iſt desgleichen durch den Gedanken 
änderter Annahme in der Sitzung vom 19. October, um am 15. No- an die politiſchen Vereine nahegelegt worden Hiemit iſt auch ſchon 
vember die kaiſerliche Sanction zu erhalten. 0 geſagt, wie ſehr die Thätigkeit der politiſchen Vereine gleich jener aller 
Die Vereinsgeſetzgebung des Jahres 1867 war aber hiemit noch übrigen Vereine von dem arbiträren Ermeſſen der Behörden abhängig 
nicht abgeſchloſſen. Das Vereinsgeſetz vom 15. November war zu Stande it, denn 35 Staatsgefährlichkeit ſowohl als 0 Anmaßung einer 
gekommen, während und obwohl die durch den Ausgleich mit Ungarn öffentlichen Autorität wird a ſehr leicht zu behaupten fein, zumal 
bedingte Verfaſſungsreviſion den Reichsrakh beſchäftigte. Erſt im De- rückſichtlich der politiſchen Vereine, welche ihr Weſen Häufig dazu 
cember wurde die letztere perfect, erſt im December traten zu den vor⸗ | Drängen muß, fi in Oppoſition gegen bie Regierung und überhaupt 
handenen Verfaſſungsgeſetzen jene Grundgeſetze, deren man bei einer gegen beſtimmte Träger der öffentlichen Autorität zu ſetzen. 
umfaſſenden Verſaſſungsreform nicht entrathen zu können glaubte, unter 
dieſen auch das Staatsgrundgeſetz über die „allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger,“ die neue Auflage der alten „Grundrechte“. Wenn es 
in den früheren Seſſionen ſo oft als Mangel der Februar⸗Verfaſſung 
| 


Die genannten Beſtimmungen ſind der Vereinsfreiheit gefährlicher 
als die Pflicht, ſich noch vor Beginn der Thätigkeit eine Ingerenz der 
Behörde gefallen zu laſſen. Wenn die politiſchen Vereine in der Noth⸗ 
wendigkeit vorgängiger Anmeldung u. ſ. w. eine ihrem Weſen wider⸗ 
ſprechende Art indirecter Eonceſſionirung erblicken wollten, fo läßt fi 
andererſeits doch nicht läugnen, daß ſie mit den Nachtheilen der Prävention 
auch die Vortheile derſelben zu verzeichnen haben, nämlich die größere 
Sicherheit des Beſtandes. Auffällig bleibt es nur, daß nicht wie 1849 die 
Bezirksbehörden, ſondern die Landesſtellen bei der Vereinsgründung ein⸗ 
ſchreiten und daß das ſtaatliche Unterſagungsrecht nicht auf 14, ſondern 
auf 30 Tage ausgedehnt iſt, am auffälligſten beſonders deßhalb, weil die 
Nothwendigkeit dieſer verlängerten Friſt im Jahre 1867 mit dem Mangel 
an Communicationen in manchen Ländern motivirt wurde. Auch in 
anderer Beziehung haben die politiſchen Vereine durch die theilweiſe 
Unterſtellung unter das gemeine Vereinsrecht gewonnen, nämlich dadurch, 
daß jetzt die Sitzungen des Vorſtandes, in welchen ſich oft der Schwerpunkt 
des Vereinslebens befindet, der Anzeigepflicht nicht unterworfen ſind und 
Regierungsabgeordneten nicht offen ſtehen. 


20) Aus der Begründnng des in der neunten Sitzung der zweiten Seſſion 
von Giskra und Genoſſen geſtellten Erneuerungsantrages iſt zu entnehmen, wie 
weit die Arbeiten des erſten Ausſchuſſes gediehen waren. Einen großen Theil 
des Vereinsgeſetzes, und gerade den ſchwierigeren Theil, über die Erwerbsgeſell⸗ 
ſchaften, hatte man durchberathen, als zunächſt das Handelsgeſetzbuch einige 
Stockung in die Arbeit brachte; die Finanzvorlagen verurſachten ſchließlich ein 
völliges Ruhen derſelben. 

30) In zweiter Linie erſcheint in dem Ausſchußberichte auch der Gedanke 
geltend gemacht, daß nach der Faſſung der Regierungsvorlage die nicht auf 
Gewinn berechneten Actiengeſellſchaften dem gemeinen Rechte unterworfen ſeien, 
während der von dem früheren Ausſchuß verſaßte Entwurf dieſelben gleich den 
auf Gewinn berechneten beſonderen geſetzlichen Beſtimmungen unterworfen habe 
Die Ausſicht, einen Theil der Actiengeſellſchaften zu befreien, hätte demnach zu 
dem Aufſchub der vollſtändigen Regelung des Actienrechts mitbeſtimmend ge⸗ 
wirkt und andererſeits ſind, wenn wir auf ein Aetiengeſetz noch heute warten, 
vielleicht die politiſchen Vereine die unſchuldige Urſache davon. 


Die Oeffentlichkeit des Vereinslebens (Verſammlungen und Proto⸗ 
kolle) iſt nur der Behörde gegenüber normirt, den einzigen Punkt aus⸗ 
genommen, daß in die bei der Landesſtelle angeſammelten Statuten 
Einſicht und von ihnen Abſchrift zu nehmen Jedermann geſtattet iſt. 
Die Oeffentlichkeit der Vereinsverſammlungen wird im übrigen als ein 
Recht, nicht als eine Pflicht der Vereine behandelt und unterliegt keiner 
weiteren geſetzlichen Beſchränkung, als daß der Zutritt Bewaffueten 
unterſagt und den Zuhörern, mit Ausnahme der geladenen Gäſte, die 
Theilnahme an der Verhandlung verwehrt iſt. Es ſind die Erfahrungen, 
welche das Vereinsrecht der franzöſiſchen Revolution mit den societés 
populaires gemacht hat, welche uns in der letzteren Beſtimmung des 
Geſetzes von 1867 nachzuklingen ſcheinen, jedenfalls aber iſt auch bei 
dieſen allgemeinen Normen die Rückſicht auf die politiſchen Vereine die 
vorherrſchende geweſen. 

Was endlich die Strafſanction des Geſetzes anbelangt, ſo reichen 
die von den Gerichten zu verhängenden Straſen in keinem Falle über 
Arreſt von ſechs Wochen oder Geldbuße von zweihundert Gulden hin⸗ 
aus, bleiben ſomit hinter jenen von 1849 weit zurück. 

Wir kommen nun zu den ſpeciellen Beſchränkungen der politiſchen 
Vereine, Beſchränkungen, deren Anwendung zunächſt allerdings wieder 
vom arbiträren Ermeſſen der Verwaltungsbehörden abhängig iſt, da, 
vom weiteren Rechtszuge abgeſehen, die Landesſtelle über den politiſchen 
Charakter eines Vereines zu entſcheiden hat. 

Von den für die politiſchen Vereine ſpeciell geſchaffenen Normativ⸗ 
beſtimmungen überragt das Verbot der Coalition und Affiliation alle 
anderen (Ausſchließung von Frauen, Minderjährigen, Ausländern, Verbot 
der Vereinszeichen, Forderung der Namensliſten, Bildung des Vorſtandes 
aus 5 bis 10 Mitgliedern) bei weitem an Wichtigkeit. Die Tendenz 
desſelben iſt klar. Mit allem Nachdruck ſoll die Wirkſamkeit der poli⸗ 
tiſchen Vereine localiſirt werden, auf keinen Fall ſollen dieſelben als 
Mittel dienen zur Organiſation feſter politiſcher Parteien, ſie ſollen un⸗ 
bedingt nur eine geringe Macht und Autorität vereinigen dürfen. Wenn 
es möglich wäre, das Verbot der Coalition und Affiliation in ſeiner 
vollen Schärfe durchzuführen, dann müßte, wenn nicht der Lebensfaden 
der politiſchen Vereine überhaupt, ſo doch gewiß jener der von ihnen 
genährten politiſchen Agitation unterbunden ſein. Es wäre dann noch 
immer möglich, in den Vereinen Clubs zu politiſchen Debatten zu 
ſchaffen, allein ihre nach außen gekehrte Thätigkeit, die Einwirkung auf 
die öffentliche Meinung, auf die Geſetzgebung und Verwaltung wäre 
durch die Nothwendigkeit zerſplitterter Action gleich einem Kampfe mit 
gebrochenem Arm. Die Frage iſt nur, ob die Geſetzgebung nicht über 
die Grenzen ihrer Macht hinausgegriffen hat, ob ſich nicht trotz des 
Verbots der Affiliation und Coalition in der Hauptſache jene Gliederung 
der politiſchen Vereine vollzieht, welche das Geſetz verhindern will, ob 
nicht die Macht der politiſchen Strömung und der von dieſer erzeugten 
Ideen die Vereine auch ohne äußere Organiſation beherrſcht. Und wenn 
die Geſetzgebung wirklich verhindern kann, was ſie verbietet, ſo fragt es 
ſich, ob ſie recht daran thut, die politiſchen Vereine wahren Werthes zu 
berauben und gerade den politiſch geſchulteſten Kräften die Theilnahme 
an denſelben unmöglich zu machen. 

Am 8. Jänner 1868 iſt das Vereinsgeſetz vom 15. November 1867 
in Kraft getreten, es hat ſomit jetzt ein Leben von gerade zehn Jahren 
hinter ſich; die Directiven von 1843 und das Geſetz von 1849 ſind 
kurzlebiger geweſen, nur das Vereinsgeſetz von 1852 geht ihm, auch 
die Zeit ſeiner ausſchließlichen Herrſchaft allein gerechnet, an Länge 
der Dauer vor. 

In dieſem Jahrzehnt hat indeß die Geſetzgebung auf dem Ge⸗ 
biete des Vereinsrechtes keineswegs geraſtet, wir verweiſen nur auf 
die Geſetze über die Zulaſſung von ausländiſchen Verſicherungsgeſell⸗ 
ſchaften und über die Genoſſenſchaſten aus dem Jahre 1873. Und 
wenn die letzteren allerdings einen von dem 6Ter Geſetze nicht er⸗ 
griffenen Kreis berühren, jo hat das Geſetz vom 5. Mai 1869 über die 
Befugniſſe der Regierungsgewalt zur zeitlichen und örtlichen Suſpenſion 
von Geſetzen ſpeciell auch das Vereinsgeſetz von 1867 betroffen. In 
Ausführung von Art. 20 des Staatsgrundgeſetzes über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger ſowohl als in Ergänzung von § 37 des 
Vereinsgeſetzes beſtimmt das Geſetz vom 5. Mai 1869, daß, wenn 
in den bezeichneten Fällen durch den vom Kaiſer genehmigten Beſchluß 
des Geſammtminiſteriums eine Suſpenſton des Art. 12 des Staats⸗ 
grundgeſetzes über die allgemeinen Rechte eintritt, Vereine, die unter 
das Geſetz von 1867 fallen, ohne Bewilligung der Behörde nicht mehr 
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gebildet werden dürfen und daß die letztere die Thätigkeit bereits be⸗ 
ſtehender Vereine unterſagen oder von beſonderen Bedingungen abhängig 
machen könne. 

Durch die letztgenannten Normen ſind die politiſchen Vereine 
gewiß in erſter Linie in Mitleidenſchaft gezogen, hievon abgeſehen iſt 
aber ihr Rechtsgebiet von einer Reform nicht ergriffen worden. Aller⸗ 
dings hat das Abgeordnetenhaus die Initiative zu einer Reviſion in der 
laufenden Seſſion aufgenommen und zur Berathung des von Dr. Krona⸗ 
wetter geſtellten Antrages einen Ausſchuß eingeſetzt, ein Bericht desſelben 
iſt aber bisher nicht erſchienen. In den jüngſten Tagen endlich iſt von 
der entgegengeſetzten Seite des Hauſes (Dr. Kuſy und Genoſſen) der 
Antrag eingebracht worden, das Vorgehen der Regierung bei Hand⸗ 
habung des Vereins- und Verſammlungsrechtes (ſowie des Preßgeſetzes) 
durch einen Ausſchuß unterſuchen zu laſſen, welcher darüber berichten, 
eventuell Anträge ſtellen ſolle; die Frage, wie die Ausübung des 
Vereinsrechtes zu ſchützen ſei, iſt ſomit von Neuem angeregt. In beiden 
Fällen ſind politiſche Motive maßgebend geweſen, in beiden Fällen hat 
die behauptete Verletzung des politiſchen Rechts der Vereinsbildung, die 
angebliche Unterdrückung ſpeciell der politiſchen Vereine Anlaß zu den 
parlamentariſchen Schritten gegeben; es iſt ſomit kein Zweifel, daß, 
wenn es zu einer Reviſion des Vereinsgeſetzes überhaupt kommt, die 
Sonderſtellung der politiſchen Vereine in erſter Linie zur Discuſſion 
gelangen wird. 

Wir gehen nun weiter und unterſuchen, ob eine Fortentwicklung 
des Rechts der politiſchen Vereine durch andere rechtsbildende Factoren 
ſtattgefunden hat. 

Daß die Verordnung auf dem in Rede ſtehenden Gebiete nur 
eine geringe Wirkſamkeit entfalten konnte, iſt nach dem oben Bemerkten 
ſehr wohl begreiflich; es könnte ſich in dieſer Beziehung ſaſt nur um 
Inſtructionen der Miniſterien an die Unterbehörden handeln. Eine 
ſolche aus dem Jahre 1870 (Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 
20. December 1870, Z. 18.422) hat z. B. die Wanderverſammlungen der 
politiſchen Vereine unmöglich zu machen geſucht, iſt aber an dem bekannten 
Erkenntniß des Reichsgerichtes geſcheitert. Die rechtsbildenden Elemente, 
welche außerhalb der Geſetzgebung liegen, müſſen in der Judicatur ge⸗ 
ſucht werden, die gerade hier eine beſonders vielſeitige iſt. 

Es kommen zunächſt die inſtanzmäßigen Entſcheidungen der poli⸗ 
tiſchen Behörden in Betracht. Von dieſen können wir rückſichtlich der 
politiſchen Vereine auf mehrere Entſcheidungen des Miniſteriums des 
Innern verweiſen, welche ſich in der That als von über den einzelnen 
Fall hinausgreifender Bedeutung bewährt haben, ſo jene vom 6. Fe⸗ 
bruar 1872, 3. 526, des Inhalts, daß die venia aetatis zur Mit⸗ 
gliedſchaft eines politiſchen Vereines nicht berechtige, ferner mehrere, 
durch welche der Begriff der Coalition von Vereinen feſtgeſtellt wurde. 

Neben dieſen Entſcheidungen der politiſchen Behörden fallen, da das 
Strafrecht in Sachen der vereinsgeſetzlichen Uebertretungen von den Ge⸗ 
richten gehandhabt wird, die Erkenntniſſe des oberſten Gerichtshofes am 
ſchwerſten in die Wagſchale. Wir haben in unſeren früheren vereinsrecht⸗ 
rechtlichen Abhandlungen mehrere oberſtgerichtliche Urtheile zu Grunde 
gelegt, eine vollſtändige Sammlung der dieſes Gebiet berührenden 
Entſcheidungen iſt aber nicht vorhanden. Wir haben ſomit nur noch 
der Rechtſprechung durch das Reichsgericht und den Verwaltungs⸗ 
gerichtshoſ zu gedenken. 

Bis zum Schluſſe 1875 (ſo weit reicht im Augenblicke Hye's 
Sammlung der reichsgerichtlichen Erkenntniſſe) hat das Reichsgericht in 
acht Fällen wegen behaupteter Verletzung des Vereinsgeſetzes Recht ge⸗ 
ſprochen. Von dieſen acht Fällen berührten aber nur drei politiſche 
Vereine und auch von dieſen hatte nur einer den Streit über eine den 
politiſchen Vereinen eigenthümliche Rechtsfrage zur Vorausſetzung, es iſt 
dies die vielgenannte Beſchwerde der Proponenten des Miſtelbacher 
Vereins für conſtitutionellen Fortſchritt aus dem Jahre 1871. Durch 
das in dieſer Rechtsſache geſällte Erkenntniß iſt der Rechtsſatz zur 
Geltung gekommen, „daß es weder überhaupt einem neu zu bildenden 
Vereine, noch ſpeciell einem politiſchen Vereine verwehrt ſei, auch außer⸗ 
halb ſeines eigenen Sitzes Verſammlungen (ſogenannte Wanderver⸗ 
ſammlungen) zu halten, und daß daher die Bildung eines Vereines 
wegen Aufnahme einer Hierauf abzielenden Beſtimmung in feine Sta⸗ 
tuten von der Behörde nicht unterſagt werden könne“. 

Der Verwaltungsgerichtshof hingegen hat, ſo weit ſich aus den 
bisher veröffentlichten Erkenntniſſen entnehmen läßt, bis jetzt keine 
einzige Entſcheidung in Vereinsſachen gefällt, ſei es, daß er in ſolchen 


Fragen gar nicht angerufen wurde, oder daß die erhobenen Beſchwerden 
eine Abweiſung a limine fanden. Durch die Selbſtbeſchränkung der 
Parteien oder durch die Geſetzinterpretation des Gerichtshofes iſt ſomit 
eine heilſame Klarſtellung der Competenzen erfolgt, welche eine Concurrenz 
des Reichsgerichtes und des Verwaltungsgerichtshofes auf dem Gebiete 
des Vereinsrechtes bisher ausgeſchloſſen hat. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Handel mit Hadern und Knochen iſt ein vom ſogenannten Straz⸗ 
zenſammeln verſchiedener Erwerbszweig und gehört zu den freien 
Gewerben. Erforderniß der Genehmigung der Betriebsanlage bei 
einem ſolchen Gewerbe. 
In Bezug auf den Handel mit altem Metallgeräthe (§ 46 P. 12 
Gewerbeordnung) kann ein Unterfchied zwiſchen altem unbrauch⸗ 
baren (3. B. nur als Roheiſen zu verhandelnden alten Eiſen) und 
altem noch brauchbaren Metall-Geräthe nicht gemacht werden und 
kommt jeder folcher Handel als conceſſionirtes Gewerbe anzuſehen. 

Andreas B., Hauſirer, meldete das Gewerbe zum Kauf und 
Verkauf von Knochen, Hadern und alten unbrauchbaren Eiſenvorräthen 
mit dem Standorte in M. an. Hierüber wurde ihm die Ausfertigung 
des Gewerbeſcheines von der Bezirkshauptmannſchaft verweigert, da der 
Handel mit Hadern und Knochen (Strazzenſammeln) zwar an und ſür 
ſich gegen Ausfertigung eines Legitimationsſcheines keinem Anſtande 
unterliege, zu deſſen Ausfertigung jedoch noch die Vorlage des Aufnahms⸗ 
ſcheines der betreffenden Fabriken nothwendig ſei und die Ausfertigung 
des Licenzſcheines mit Rückſicht darauf, daß nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften der gleichzeitige Befitz zweier Reiſeurkunden nicht geftattet iſt, 
überdies erſt nach Rücklegung des Hauſirbefugniſſes erfolgen könnte. 
„Anbelangend den Handel mit altem Eiſen, ſo müſſe derſelbe gemäß 
§ 16 Punkt 12 der Gewerbeordnung als conceſſionirtes Gewerbe an⸗ 
geſehen werden.“ In dem dagegen ergriffenen Recurſe bemerkte B., daß 
er nicht einen Legitimationsſchein für ein im Wandern ausgeübtes 
Strazzenſammeln, ſondern einen Gewerbsſchein für den Handel mit 
Knochen, Hadern und altem Eiſen mit einem feſten Standorte anſtrebe. 
Der Handel mit altem Eiſen ſei kein conceſſionirtes Gewerbe, indem 
im § 16 Punkt 12 der Gewerbeordnung unter alten Metallgeräthen 
nur brauchbares Eiſen, welches dann noch als ſolches verkauft werden 
kann, nicht aber unbrauch bares, welches nur als Roheiſen verhandelt 
wird, verſtanden ſei. 

Die Statthalterei hat nun mit Entſcheidung vom 28. Juni 1877 
das Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft, ſoweit dasſelbe den Handel 
mit Hadern und Knochen betraf, aufgehoben, „nachdem der Handel mit 
dieſen Gegenſtänden, welcher ein von dem ſogenannten Strazzenſammeln 
ganz verſchiedener Erwerbszweig iſt, zu den ſreien Gewerben gehört 
und die Ausfertigung des Gewerbſcheines keinem Anſtande unterliegt, 
ſobald mit Rückſicht auf den 8 31 der Gewerbeordnung (wegen des 
üblen Geruches) die Betriebsanlage geprüft und genehmigt ſein wird.“ 
Bezüglich des Handels mit altem, unbrauchbaren Eiſen wurde die Ent⸗ 
ſcheidung der Bezirkshauptmannſchaft beſtätigt, „da, wenn auch zugegeben 
werden muß, daß ganz unbrauchbares Eiſengeräthe nicht zu den im 
§ 16 Punkt 12 erwähnten Metallgeräthe gehört, es doch unmöglich iſt, die 
Grenzen zwiſchen altem Eiſen, das als ſolches, und ſolchem, das als Metall⸗ 
geräthe rerkauft werden kann, zu ziehen und überdies es dem Recurrenten 
freiſteht, die Conceſſion zum Betriebe dieſes Gewerbes anzuſuchen.“ 

Gegen den abweislichen Theil dieſer Statthalterei⸗Entſcheidung 
brachte B. den Miniſterialrecurs ein, worin er betonte, daß die Grenze 
zwiſchen brauchbaren und unbrauchbaren Eiſengeräthen leicht zu ziehen 
ſei; daß der Kauf und Verkauf des alten unbrauchbaren Eiſens nicht 
unter den 8 16 Punkt 12 der Gewerbeordnung falle und daher als freies 
Gewerbe zu behandeln ſei. 

Das k k. Miniſterium des Innern hat unterm 30. Auguſt 1877, 
3. 12177 dem Recurſe des Andreas B. keine Folge zu geben befunden, 
„nachdem der Handel mit altem Metallgeräthe nach § 16 Punkt 12 der 
Gewerbeordnung als conceſſionirtes Gewerbe erklärt erſcheint und hiebei 
zwiſchen altem unbrauchbaren und altem noch brauchbaren Metall- oder 
Eiſengeräthe kein weiterer Unterſchied gemacht wird.“ 


.... ͤ .. .,. .. ̃ — —- 
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Perſon alien. 


Seine Majeſtät haben dem Statthalterei⸗Secretär Ferdinand Grafen 
Thurn und Taxis in Graz anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha⸗ 
rakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter Ignaz Mund zu Jungfer⸗ 
teinitz in Böhmen das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben Allerhöchſtihrem Fondsgüter⸗Director Hofrathe Franz 
Ritter v Streicher anläßlich deſſen Penſiontrung den Orden der eiſernen 
Krone zweiter Claſſe taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Vorſtand der k. k. Forſt⸗ und Domänendirec⸗ 
tion in Gmunden, Oberforſtmeiſter Chriſtian Pichler zu Allerhöchſtihrem Fonds⸗ 
güter⸗Director und Hofrathe ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem k k. Cabinets⸗Regiſtraturs⸗Adjuncten Karl 
Fink anläßlich deſſen Penſionirung den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vicedirector des Hauptpuncirungsamtes Fer⸗ 
dinand Panocha taxfrei den Titel und Charakter eines Oberbergrathes verliehen. 


Der Minifter des Innern hat die Bezirkscommiſſäre Valerian Baraus ki 
und Leo Kurykowski zu Miniſterial⸗Viceſeeretären im Miniſterium des 
Innern ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat den Miniſterialconcipiſten im Miniſterium 
des Innern Leopold Grafen Goöß zum Statthalterei⸗Secretär in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Controlor des Lottoamtes in Lemberg Franz 
Edlen v. Schneetter zum Archivar bei der Lottodirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Ober⸗Forſtingenieur Guſtav Förſter zum 
Forſtmeiſter bei der Forſt⸗ und Domänen⸗Direction in Gmunden ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Forſtingenieur Julius Walter zum Ober⸗ 
Forſtingenieur der Forſt⸗ und Domänen⸗Direction in Gmunden ernannt. 


Erledigungen. 


Conceptsprakticantenſtelle bei der Trieſter Polizeidirection mit 500 fl. 
Adjutum jährlich, bis Mitte Jänner 1878. (Amtsbl. Nr. 284.) 

Officialsſtelle bei den Verzehrungsſteuer⸗Linienämtern in Wien in der 
zehnten Rangsclaſſe, eventuell eine Aſſiſtentenſtelle in der eilften Rangsclaſſe 
gegen Caution, bis Ende Jänner 1878. (Amtsbl. Nr. 288.) 

Zolloberamts⸗Controlorsſtelle beim Hauptzollamte in Salzburg in der 
neunten Rangsclaſſe gegen Caution, eventuell Zolloberamts⸗Officialsſtelle in der 
neunten und eine Zollamts⸗Officialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe, bis Ende 
Jänner 1878. (Amtsbl. Nr. 288.) 

Steuerinſpectorsſtelle in der neunten Rangsclaſſe bei den Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften in Niederöſterreich, bis Ende Jänner 1878. (Amtsbl. Nr. 285.) 

Zwei Statthalterei⸗Secretärsſtellen mit der achten und eine Bezirks⸗ 
commiſſärsſtelle mit der neunten Rangsclaſſe für Böhmen, bis Ende December. 
(Amtsbl. Nr. 290). 

Bezirksſecretärsſtelle im Herzogthume Salzburg mit der zehnten Rangs⸗ 
claſſe, bis Mitte Jänner 1878. (Amtsbl. Nr. 290). 

Oberfinanzrathsſtelle bei der o. ö. Finanzdirection mit der ſechsten Rangs⸗ 
claſſe, bis Mitte Jänner 1878. (Amtsbl. Nr. 290). 

Rechnungsofficialsſtelle bei der böhmiſchen Statthalterei mit der zehnten 
Rangsclaſſe, bis 20. Jänner 1878. (Amtsbl Nr. 290). 

Lottoamts⸗ und Caſſe⸗Controlorsſtelle in Lemberg in der neunten Rangs⸗ 
claſſe gegen Caution, bis Mitte Jänner 1878. (Amtsbl. Nr. 290). 

Concipientenſtelle bei der o. ö. Finanzprocuratur mit 600 fl. Adjutum, bis 
Mitte Jänner 1878. (Amtsbl. Nr. 290). 

Oberförſtersſtelle bei der Salzburger Forſt⸗ und Domänen⸗Direction mit 
der neunten, eventuell eine Förſterſtelle mit der zehnten, eine Forſtaſſiſtentenſtelle 
mit der eilften Rangsclaſſe und eine Forſtelevenſtelle mit jährlichen 500 fl. Adju⸗ 
tum, bis Ende Jänner 1878. (Amtsbl. Nr. 290). 

Secretärsſtelle bei der dalmatiniſchen Statthalterei mit der achten Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende December. (Amtsbl. Nr. 291). 

Bezirkshauptmannsſtelle bei den politiſchen Behörden im Herzogthume 
Salzburg mit der ſiebenten Rangsclaſſe, bis Mitte Jänner 1878. (Amtsbl. Nr. 293). 


Im Verlage von F. Tempsky in Prag iſt erſchienen und zu 
beziehen durch die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Bauernmarkt 11. 

Die Finanzen Beſterreichs 
im XIX. Jahrhundert. 
Nach archivaliſchen Quellen dargeſtellt 
von 


k. k. Hofrath Prof Dr. Adolf Beer, 
Referent des Steuerreform⸗Ausſchuſſes im öſterr. Reichsrathe. 
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